
Aufstellung über die bisherigen Leistungen anderer Staaten 
 

Geleistete Gesamtbeträge  

2'000'000'000 US $ USA  

1'280'000'000 € Irland  

600'000'000 Australische $  Australien  

40'000'000 € ehem. DDR  

27'000'000 SFr Schweden  

17'100'000 € Wien  

6'000'000 € Bundesland Tirol  

    

Einzelwiedergutmachungen  

35'000'000 Kanadische $ Kanada  

1'000'000 US $ Kalifornien  

525'000 Australische $ Australien  

112'000 SFr Norwegen  

6'000 - 40'000 Australische $ Australien  

34'000 SFr Schweden  

4'000 - 25'000 € Tirol  

3'000 - 25'000 € Belgien  

    

Fonds  

1'000'000'000 Australische $ Australien für 15'000 Opfer 

1'000'000'000 € Irland  

400'000'000 Australische $ Australien für Aufarbeitung sexueller Übergriffe 

120'000'000 € Deutschland  

80'000'000 € ehem. DDR aufgestockt  

21'500'000 € Wien  
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Aufstellung über die bisherigen Leistungen anderer Staaten 
 
USA: 2'000'000'000 US-Dollars gesamthaft ausbezahlte Summe. 

Kalifornien: 1'000'000 US-Dollars je an 600 Opfer ausbezahlt. 

Irland: 1'280'000'000 Euro gesamthaft bezahlt an Missbrauchsopfer in 
katholischen Heimen. Der Fonds für „gefallene“ junge Frauen der 
von Nonnen geführten Magdalenenheime enthält bereits mehr als 
eine Milliarde Euro 
Für die 1000 Betroffenen heisst das  
1'000'000 Euro Entschädigung. 

Deutschland: 120'000'000 Euro Ausschüttung des Fonds 2014 für 
Heimkinder. 

Ehemalige DDR: 40'000'000 Euro bereits ausgeschüttet an ehemalige 
Heimkinder. Der Fonds musste aufgestockt werden, da die 
Zahlungen bis 2016 reichen sollten, bereits aufgebraucht sind. 

Kanada: 35'000'000 kanadische Dollars bezahlt.  Höchste individuelle an 
zwei ehemalige Heimkindern bezahlte Summe.  

Schweden: 27'000'000 Franken total  
je 34'000 Franken an 800 Betroffene ausbezahlt. 

Österreich:  
Bundesland Tirol: 3'700 - 25'000 Euro bis Ende 2013 an einzelne Heimkinder 

ausbezahlt. Gesamtsumme schon 6 Mio. Euro ausgeschüttet. 
Wien: 21'500'000 Euro Fonds (bis Ende 2013 schon 17,1 Mio. Euro 

ausbezahlt an ehemalige Heimkinder.) 

Australien: 525'000 australische Dollars an einen Aborigine bezahlt. 
Höchste individuelle Summe  
In den letzten 10 Jahren wurden knapp 600'000'000 australische 
Dollars in Bildungs-, Gesundheits-, Wohn- und 
Drogenentzugsprogramme für Aborigines investiert. 
6'000-40'000 australische Dollars individuell in den 
Bundesstaaten bisher für sexuellen Missbrauch bezahlt. 
Für die 15'000 Opfer von sexuellem Missbrauch der königlichen 
Kommission wird ein Entschädigungsfondsbudget von  
1 Milliarde australischen Dollars geschätzt. Für die 
Aufarbeitung wurden 400'000'000 Dollars bereitgestellt  

Norwegen: 112'000 Franken pro Betroffener ausgeschüttet 

Belgien: 2'500 und 25'000 Euro pro Betroffener veranschlagt. Bezahlt 
wurde noch nicht, da die Untersuchung läuft. 

England: hat einen Entschädigungsfonds für die nach Australien, Südafrika, 
Neuseeland und Kanada deportierten Waisenkinder eingerichtet.  

Holland: ist an der Aufarbeitung über Gewalt und sexuellen Missbrauch 
durch kirchliche Institutionen. 

 

Zusatzinfos folgende Seiten: 
• Entschädigungen und ihre Funktion 
• Länderübersicht: Aufarbeitung und finanzielle Wiedergutmachung 



Zusatzinformationen 
 

Entschädigungen an die Opfer haben wichtige Funktionen: 
 
Eine symbolische: 
In einer materiellen Kultur wie der unseren, in welcher der Wert von etwas oder 
jemanden in einer Euro-Bezifferung ausgedruckt wird, hat die Benennung eines 
Schadens in Euro eine hohe Aussagekraft, besonders, wenn es sich dabei um eines 
Schadens in Euro handelt, also einen Schaden, bei dem es lediglich eine 
Anerkennung, aber keine Wiedergutmachung geben kann. Eine Zahlung von 
Entschädigung ist die Anerkennung  und Benennung einer Schuld und beendet die 
gefühlte Mitschuld und Beteiligung der Opfer am Verbrechen.  
Die Opfer haben nicht „Nein“ sagen können! 
Dass gegenwärtig wenige Opfer Entschädigungen fordern. Ist ein Teil des Schadens, 
welcher durch die sexualisierte Gewalt verursacht wurde, welche die Opfer erleiden 
und erdulden mussten. Indem es hingenommen wird. Dass die Mehrheit der Opfer 
keine materiellen Forderungen stellt und damit die Minderheit der Opfer, welche 
bezifferte Entschädigungsforderungen fordert, erneut ausgrenzen, setzen die 
Verantwortlichen der Institutionen das schädigende Verhalten fort. 
„Denn erst wenn in unserer Gesellschaft grössere Summen freiwillig gezahlt werden, 
ist die Schuld schmerzhaft anerkannt.“ (Professor Volkmar Sigusch, Sexualforscher, 
Frankfurt am Main, 2010) 
 
Eine praktische: 
Eine Entschädigungszahlung lindert den angerichteten Schaden. Überlebende 
sexualisierte Gewalt stehen in der Regel unterdurchschnittlich gut und abgesichert im 
Leben. Die Kosten für die Behandlungen sind hoch und werden nicht immer von den 
Krankenkassen bezahlt. Kontingente für therapeutische Massnahmen sind vor 
Behandlungsende erschöpft. Gebrochene Biografien, Ausbildungsverzögerungen und 
unterbrochene Beschäftigungsverhältnisse sind bei Opfern gehäuft zu beobachten. 
Eine adäquate Versorgung für das Alter ist häufig nicht vorhanden. 
 
Eine moralische: 
Wer Schaden angerichtet hat, steht in unserer Kultur in der Pflicht, diesen wieder 
auszugleichen. Diese Verpflichtung ist unabhängig von Straf- und Zivilrecht. Daher 
steht die Institution in der Pflicht, von der Einrede der Verjährung Abstand zu nehmen 
und ihrer moralischen Verpflichtung nachzukommen. 
Die Entschädigungszahlungen sind so hoch anzusetzen, dass die Opfer nicht beleidigt 
werden. Lebenslanges Leid kann nicht mit Almosen abgegolten werden.  
 



Länderübersicht:  
Aufarbeitung und finanzielle Wiedergutmachung 
 
Irland 
zahlte 2002 1,28 Mia Euro für den sexuellen Missbrauch an Opfer in kirchlichen 
Heimen. Die Kirche musste dafür Gebäude und Ländereien im Werte von 128 Mio 
Euro abtreten.  
Ein Schulleiter, der wegen 386 sexuellen Übergriffen an 21 Schülerinnen angeklagt 
war, unter ihnen die heute 48-jährige Klägerin, musste ihr 1998 ein Schmerzensgeld in 
Höhe von umgerechnet 300.000 Euro. Ihre Zivilklagen gegen das irische 
Bildungsministerium wurden hingegen abgewiesen. Irland habe das Recht der Kinder 
auf Schutz vor sexuellen Übergriffen verletzt, betonte einer der Anwälte der Klägerin, 
David Holland. Wenn diese Übergriffe in den 70er Jahren rechtzeitig gemeldet worden 
wären, hätten zahlreiche Schüler geschützt werden können. Am 11. Mai 1999 sprach 
der damalige Regierungschef Bertie Ahern eine offizielle Entschuldigung aus. Mit dem 
sexuellen Missbrauch von Kindern an katholischen Schulen in Irland hat sich 1998 der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte befasst. Die 17 Richter der Großen 
Kammer des Straßburger Gerichts prüften die Klage eines der Opfer. Das damals 
neun Jahre alte Mädchen war im Jahre 1973 mehrere Monate lang wiederholt vom 
Leiter ihrer Schule in der südirischen Ortschaft Dunderrow missbraucht worden. Sie 
warf den irischen Behörden vor, jahrzehntelang nichts gegen diese Praktiken 
unternommen zu haben. 
Am 11. Mai 1999 sprach der damalige Regierungschef Bertie Ahearn eine offizielle 
Entschuldigung aus und setzte eine Untersuchungskommission ein. 2002 erhielten die 
schwersten Fälle der Opfer maximal 300'000 Euro pro Person. Das Vorgehen und die 
Abstufungen der irischen Regel der Entschädigung für die als Heimkinder 
Misshandelten wurden aufgrund des Berichts der Ryan-Kommission festgelegt. Irland 
hat mit diesem Prozess der Aufarbeitung ein Modell geliefert, an dem sich 
solche Vorgehensweisen international messen müssten. Am 19. Februar 2013 hat 
sich der aktuelle Premierminister Enda Kenny erst auf Druck im Parlament gegenüber 
den rund 1000 überlebenden Betroffnen der ehemaligen Magdalenenschwestern 
entschuldigt, die in von Nonnen geführten Heimen misshandelt und durch 
Zwangsarbeit in den Wäschereien ausgebeutet worden waren. Die Regierung richtete 
einen Entschädigungsfonds ein, der inzwischen die Milliardengrenze überschritten hat, 
und plant auch ein Denkmal. 
 
Belgien  
Die katholische Kirche Belgien kündigte 2010 Zahlungen an Missbrauchsopfer an. Es 
zeigte sich, dass alles ist noch viel schlimmer, als man bis anhin angenommen hatte: 
Eine Untersuchungskommission veröffentlichte Bericht zu Missbrauchsfällen in der 
Kirche. An die Opfer des sexuellen Missbrauchs durch  Geistliche will die katholische 
Kirche Entschädigungen zwischen 2500 und 25'000 Euro zahlen. Dies gab die 
Schiedskommission bekannt, die auf Initiative von Parlamentariern zustande 
gekommen war. Die Opfer wurden aufgefordert sich zu melden. Im März 2011 nahm 
ein Schiedsgericht seine Arbeit auf.  
Die Höhe der Entschädigungssumme ist abhängig davon, ob es sich um ein 
Sexualdelikt ohne Drohungen oder Gewalt oder beispielsweise um eine 
Vergewaltigung handelt. Auch das Alter der Opfer spielt eine Rolle. Skandale um 
Kindesmissbrauch hatten die katholische Kirche und andere Institutionen in den 
vergangenen Jahren in zahlreichen Ländern erschüttert. In Belgien schlugen sie 
besonders hohe Wellen. Im September 2010 erklärte eine von der Kirche eingesetzte 



Kommission, rund 500 Zeugnisse mutmasslicher Missbrauchsopfer erhalten zu haben, 
von denen sie einen Teil veröffentlichte. Im Juni 2010 hatten die belgischen Bischöfe 
nach monatelangem Zögern ihre "moralische Verantwortung" anerkannt und zugesagt, 
die Opfer entschädigen zu wollen. In der katholischen Kirche Belgiens haben Priester 
nach einem Untersuchungsbericht in den 50-er bis 80-er Jahren mindestens 475 
Kinder sexuell missbraucht. «Es ging um oralen und analen Missbrauch, um 
Masturbation - mit anderen Worten, es ging um schwere Fälle», sagte der 
Kommissionsvorsitzende, Kinderpsychiater Peter Adriaenssens. Wie der Bericht nun 
zeigt, war dies kein Einzelfall: In Schulen und Internaten der katholischen Kirche 
missbrauchten Geistliche, Religionslehrer oder Betreuer von Jugendgruppen in ganz 
Belgien Kinder und Jugendliche. Die meisten Fälle – rund 400 – wurden aus dem 
flämischsprachigen Landesteil bekannt. Meist waren die Opfer Knaben im Alter 
zwischen 10 und 14 Jahren, ein Drittel waren Mädchen. Allerdings sollen auch 
Kleinkinder im Alter von zwei oder fünf Jahren missbraucht worden sein. Der Bericht 
zitiert die erschütternden Zeugenaussagen von 124 Opfern. «Ich bin jede Woche 
brutal missbraucht und vergewaltigt worden. Ich erinnere mich auch an eine 
sadistische Nonne, die regelmässig die Vergewaltigung beobachtete und meine 
Schmerzen genoss», sagte ein Opfer aus. Ein anderer sagte bei der Befragung: «In 
meinem Fall war es nicht nur ein Priester, es waren auch ein Lehrer und ein Direktor 
einer Grundschule.» Die Kommission zeigte sich betroffen von der hohen Zahl von 
Selbstmorden unter den Opfern: Es wurden 13 Selbstmorde und 6 
Selbstmordversuche gemeldet. 
 
Holland  
ist an der Aufarbeitung. Tausende Mädchen in den Niederlanden sind seit 1945 nach 
dem Bericht einer Untersuchungskommission von katholischen Geistlichen sexuell 
missbraucht und körperlich misshandelt worden. 40 Prozent dieser Mädchen wurden 
von Priestern oft über Jahre vergewaltigt, stellte die Kommission in ihrem in Den Haag 
veröffentlichten Bericht fest. Sie waren 6 bis 14 Jahre alt, als der Missbrauch und die 
Gewalt begann. Die Kommission war von der katholischen Kirche eingesetzt worden. 
Im Gegensatz zu den meisten Ländern hat die katholische Kirche der Niederlande 
einer unabhängigen Kommission für die Aufarbeitung zugestimmt. 
 
Australien 
hat sich 2012 bei den minderjährigen Frauen (teilweise wurden sie zwangssterilisiert), 
denen man die Kinder weggenommen und zwangsadoptiert hat, offiziell entschuldigt. 
Die Entschädigung ist Sache der einzelnen Bundesstaaten . 
Für die Kindswegnahmen bei den Ureinwohnern / Aborigines hat am 9. August 2007 
Bruce Trevorrow, dessen Fall besonders krass und aktenmässig gut dokumentiert 
war, 525'000 australische Dollars als individuelle Entschädigung erhalten. Einer von 
rund 100'000, welche Opfer der rassistischen Massnahmen mit Verlust der Identität 
und Kultur verbunden waren. Seit 1998 wurden knapp 600 Mio australische Dollars in 
Bildungsprogramme, Gesundheits-, Wohn- und Drogenbekämpfungsprojekte 
investiert. 
In Australien hat sich Premierminister Kevin Rudd am 13. Februar 2008 bei den 
«vergessenen Australiern» (Forgotten Australians) offiziell für das Leid entschuldigt, 
das ihnen zwischen den 1920er und den 1960er Jahren zugefügt worden war.   
Weiter entschuldigte sich der Regierungschef für diese absolute Tragödie und dafür, 
dass viele Betroffene ihrer Kindheit beraubt worden seien, vor rund 1000 Opfern, die 
sich in der Great Hall im Parlamentsgebäude in Canberra eingefunden hatten. 
Während Jahrzehnten waren rund 500'000 Kinder und Jugendliche australische und 
aus Europa deportierte Kinder in Heimen missbraucht worden. Zwischen Anfang des 



19. Jahrhunderts und Ende der 1960er Jahre verschickten die britischen Behörden 
schätzungsweise 150’000 Kinder nach Australien, Kanada und Neuseeland. Laut dem 
Untersuchungsbericht wurden im vergangenen Jahrhundert bis zu 30’000 Kinder von 
Grossbritannien und Malta aus nach Australien deponiert, die oft alleinstehenden 
Müttern oder armen Familien weggenommen worden waren. Den Müttern und Eltern 
wurde vorgegaukelt, ihre Kinder seien von wohlhabenden Familien in England 
adoptiert worden. Den Kindern wurden erklärt, die Eltern seien gestorben, sie seien 
jetzt Waisen. 
Sexueller Missbrauch 
Im November 2012 gab die australische Regierung grünes Licht für eine Royal 
Commission, die Kindsmissbrauch in religiösen, aber auch anderen Institutionen 
untersuchen soll. Sie reagiert damit auf neue Vorwürfe, wonach die Kirche polizeiliche 
Ermittlungen behindert. Australiens Premierministerin Julia Gillard hat eine 
landesweite Untersuchung von sexuellen Übergriffen auf Kinder in kirchlichen, 
privaten und staatlichen Institutionen angekündigt. Diese Kommission wird bis 2015 
einen entsprechenden Bericht verfassen. Für diese Aufarbeitung besteht ein Kredit 
von 400 Mio australischen Dollars. Sie ist mit Sonderbefugnissen ähnlich jenen eines 
Gerichts ausgestattet ist. Für die 15'000 Opfer rechnet man mit einem 
Wiedergutmachungsfonds bis zu einer Billion australischen Dollars.  
Die katholische Kirche in Australien deckte selber 620 Missbrauchsfälle auf. Im 
australischen Bundesstaat Victoria haben katholische Geistliche und 
Gemeindemitarbeiter in den vergangenen Jahrzehnten mindestens 620 Kinder sexuell 
missbraucht.  Die meisten Fälle beziehen sich nach Angaben der Kirche auf einen 
Zeitraum, der zwischen 30 und 80 Jahre zurückliegt. 
Zwangsadoptionen in Australien 
21.03.2013. Jahrzehntelang wurden unverheirateten Müttern in Australien die Kinder 
kurz nach der Geburt weggenommen. Bis heute sind viele Betroffene traumatisiert. 
Endlich finden sie offiziell Gehör und Zuspruch. Die Premierministerin Julia Gillard 
entschuldigte sich in einem sehr bewegenden Akt vor einigen hundert Betroffenen. Es 
geschah in dem Glauben, das Richtige für die Kinder und ihre Eltern zu tun. Doch bis 
heute sind viele Mütter, Väter und Kinder in Australien von den Erfahrungen der 
Zwangsadoptionen traumatisiert, die dort von den fünfziger bis in die siebziger Jahre 
üblich waren. Etwa 150.000 Frauen sollen damals ihre Kinder weggenommen worden 
sein. 
 
England  
hat sich für seine klammheimlich nach Übersee entsorgten Waisenkinder entschuldigt. 
Zur Zeit laufen auch Ermittlungen wegen sexuellen Übergriffen durch Ordensleute in 
englischen Heimen und Internaten. Eine Entschädigung für die bis in die 1970er Jahre 
aus den englischen Waisenhäusern nach Kanada, Australien, Neuseeland und 
Südafrika deportierten und zu Zwangsarbeit auf Farmbetrieben platzierten Opfer steht 
noch aus. Auch Hunderte von armen Kindern und Jugendliche wurden in England bis 
1970 aus ihren Familien gerissen und bei Farmern als billige Arbeitskräfte, wie die 
Verdingkinder in der Schweiz, fremdplatziert. Am 27. Februar 2010 hat sich der 
damalige Premierminister Gordon Brown dafür offiziell entschuldigt und einen 
Entschädigungsfonds angekündigt. 
 



Kanada  
1998 entschuldigte sich die kanadische Regierung formell bei den Natives für die 
Vorgehensweisen in der Vergangenheit. Die Kompensation bestand in 
Zugeständnissen bezüglich der Landrechte, der Autonomierechte und der 
Vergrösserung der Reservate, sowie durch Hilfsprogramme im Bildungs- und 
Gesundheitsbereich. Am 11. Juni 2008 entschuldigte sich der Premierminister 
Stephen Harper bei den kanadischen Ureinwohnern für die zwangsweise 
Fremdplatzierung deren Kinder  in Schulheimen, wo Misshandlungen und Missbrauch 
häufig waren. In einer ersten Runde erhielten die Opfer 10’000 kanadische Dollars für 
das erste Jahr und je 3000 weitere für jedes weitere Jahr. Im Herbst 2012 wurden in 
einer zweiten Runde aufgrund einer offiziellen Liste von 16'000 Betroffenen maximal 
98'000 kanadische Dollars für Schwerstbetroffene ausbezahlt.  
Im November 2013 wurden 35 Mio. kanadische Dollar an zwei in Heimen terrorisierte 
und missbrauchte Kinder vom kanadischen Staat bezahlt. / hat sich bei den 
minderjährigen Frauen (teilweise wurden sie zwangssterilisiert), denen man die Kinder 
weggenommen und zwangsadoptiert hatte, offiziell entschuldigt. Es bestand jedoch 
eine ursprüngliche Forderung von 2 Mia kanadischen Dollars ehemaliger Heimkinder 
an den kanadischen Staat. 
 
Deutschland                                                                                                                                  
hat im Rahmen eines runden Tisches mit Tätern und Betroffenen der Heimerziehung  
während den Jahren 1949 bis 1975 einen Fonds von 120 Millionen Euro geäuffnet. 
Davon sind 20 Millionen für wissenschaftliche Begleitung und Aufarbeitung reserviert. 
Die Auszahlung an die Opfer ist auf 2014 veranschlagt.  Bund, Länder und Kirchen 
steuern dazu je einen Drittel bei. Für die ehemalige DDR wurde am 1. Juli 2012 ein 
Fonds von 40 Millionen Euro geschaffen: Heimerziehung in der DDR in den Jahren 
1949 bis 1990“.  Die Laufzeit des Fonds war eigentlich  bis 2016, war aber schon 
Ende 2013 wegen der grossen Anzahl der Betroffenen restlos aufgebraucht. Im 
Augenblick wird verhandelt, um wie viel Mio. Euro der Fonds aufgestockt werden soll. 
 
Schweden  
hat 2011 je 34'000 Franken (CH) an 800 Betroffene ausbezahlt.  27, 2 Mio. Franken 
total. Eine späte Genugtuung für misshandelte oder vernachlässigte Pflege- und 
Heimkinder. Der schwedische Staat hat sich bei Tausenden von Heim- und 
Pflegekindern entschuldigt, die von 1920 bis 1980 psychischer und physischer Gewalt 
ausgesetzt waren. Die Betroffenen werden nach langen Kampf um Genugtuung auch 
finanziell entschädigt. Der Blaue Saal des Stockholmer Rathauses war am 
Montagnachmittag zum Bersten voll. Wo in knapp drei Wochen das Festbankett für 
die Nobelpreisträger stattfinden wird, versammelten sich 1300 Eingeladene, um ein 
dunkles Kapitel abzuschliessen. "Die schwedische Gesellschaft bittet euch betroffene 
Frauen und Männer heute um Verzeihung. Dies ist eine Entschuldigung ohne 
Vorbehalt und ohne mildernde Umstände. Die Übergriffe, denen ihr ausgesetzt 
gewesen seid, sind eine Schande für Schweden," sagte der Parlamentspräsident Per 
Westerberg an der Zeremonie, welcher auch Königin Silvia beiwohnte. Statt Wärme 
und Geborgenheit zu schenken, hätten der Staat, die Regionen und Gemeinden die 
Kinder im Stich gelassen, fügte Per Westerberg hinzu. 
Für diese Entschuldigung haben Tausende von Pflege- und Heimkindern seit 
Jahrzehnten gekämpft. Offiziell dokumentiert sind die Übergriffe in einer 2005 
erschienenen staatlichen Untersuchung, die sich auf die Erlebnisse von rund 900 
Betroffenen stützt, die in Heimen oder bei Pflegeeltern aufwuchsen. Diese erzählten - 
viele oft zum ersten Mal - von physischen und psychischen Misshandlungen, von 
ständiger Gewalt und Drohungen, von Vernachlässigung, von einer Kindheit ohne 



Liebe und genügend Essen oder von Jahren harter Arbeit. Kinder, die es wagten, bei 
Sozialämtern oder zuständigen Personen Alarm zu schlagen, wurden selten ernst 
genommen. Die dokumentierten Fälle reichen von der Zwischenkriegszeit bis in die 
1980er Jahre. Die Zahl der Betroffenen ist unklar; von 1920 bis 1980 wurde eine 
Viertelmillion Kinder fremdplatziert. 
Neben der späten Bitte um Entschuldigung hat der Staat den Betroffenen eine 
finanzielle Entschädigung versprochen, allerdings erst nach einem unschönen 
politischen Hin und Her. Die zuständige Ministerin Larsson hatte den Betroffenen im 
Frühling 2011 Schadenersatz in Aussicht gestellt, krebste im Sommer aber vom 
Versprechen zuruck mit der Begründung, es sei unmöglich, auf rechtlich einwandfreie 
Art und Weise zu beweisen, welche Personen wie stark von den Übergriffen betroffen 
waren. Nach einem Proteststurm ist die bürgerliche Regierung zurückgekrebst.   
 
Norwegen  
hat umgerechnet 112'000 Franken pro Betroffener ausbezahlt. 
 
Österreich  
1995 kam es zur öffentlichen Debatte um den sexuellen Missbrauch in 
Priesterseminaren und Klosterschulen. Die durch die katholische Kirche ernannte 
Klasnic Kommission eruierte 837 Schilderungen von sexuellen Übergriffen. 192 Opfer 
erkannte sie als entschädigungsberechtigt (75% davon Männer).  
Das Bundesland Tirol richtete als erstes an Soforthilfe an Heimkinder zwischen 3’700 
und 25’ 000 Euro aus, teilweise auch Übernahme der Therapiekosten. In gravierenden 
Einzelfällen wurden auch höhere Entschädigungen ausbezahlt. Bis Ende 2013 wurden 
vom Land Tirol und der Stadt Innsbruck rund 6 Millionen Euro ausbezahlt. 
Missstände und Fehlleistungen der psychiatrischen Klinik Innsbruck durch die 
Kinderpsychiaterin und Heilpädagogin Marai Nowak-Vogl in den 1950 und 60er 
Jahren sind teilweise aufgearbeitet 
Salzburg: Wissenschaftliche Aufarbeitung ist im Gang. 
Vorarlberg: Wissenschaftliche Aufarbeitung ist im Gang. 
Wien hat bis Ende 2012 für die Entschädigungen an ehemalige Zöglinge ihrer 
Kinderheime 21,5 Millionen Euro bereitgestellt, davon sind bis Ende 2013  
17,1 Millionen Euro bereits ausbezahlt. 
 
USA 
Die katholische Kirche Kaliforniens hat an 600 Opfer sexuellen Missbrauchs durch 
Ordensleute je über eine Million US-Dollars Entschädigung ausbezahlt ergab total 645 
Mio. US Dollars. Mit der weltweit höchsten Summe von rund 2 Milliarden US-Dollars 
für insgesamt 10'000 Opfer sexuellen Missbrauchs durch katholische Priester und 
Ordensleute steht die USA an der Spitze der Entschädigungszahlungen. Mehrere 
Bistümer mussten in der Folge alle ihre Liegenschaften verkaufen und Konkurs 
anmelden.  


